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Solidarische Grüße an alle, die heute zum Schulstreik gekommen sind, um gegen die
Teilprivatisierung von Schulgebäuden zu demonstrieren. Ihr wisst besser als ich, welche
Auswirkungen, welche Folgen das für die SchülerInnen und Beschäftigen, für Lehrkräfte usw. haben
wird.

Für die SchülerInnen, Beschäftigten, Eltern bedeutet es, dass die Kosten für den Erhalt der Schulen,
für dringend notwendige Verbesserungen ausgelagert werden – in die Hand einer halb-staatlichen
Gesellschaft, die die Schulen sanieren will, indem sie InvestorInnen, GeldgeberInnen sucht, denen
sie rasche und große Profite verspricht. Doch wenn die Schule Profit machen soll, wird sie teurer für
alle, die dort lernen oder arbeiten – sie wird noch schlechter für die Masse der SchülerInnen, weil
sie vor allem für die teurer wird, die ohnedies schon wenig haben. Kinder aus ArbeiterInnenfamilien,
Kinder von alleinziehenden Müttern, MigrantInnen und Geflüchtete.

Die Teilprivatisierung wird wenige Reiche noch reicher machen – die Masse der SchülerInnen, deren
Eltern, die Beschäftigten an den Schulen müssen dafür zahlen durch Einsparungen bei Lehrmitteln,
Gebäuden, bei Lohnkosten oder durch zusätzliche Gebühren.

Das ist keine Schwarzmalerei, wie der Senat behauptet. Es ist die Realität, wie wir sie schon bei
andere Privatisierungen von Schulen, z. B. in Offenbach, erleben konnten. Es ist die Realität, wie wir
es besonders drastisch bei der Privatisierung kommunaler Wohnungen erleben können. In den
privatisierten Wohnungen müssen immer mehr Menschen höhere Mieten zahlen, mehr und mehr
werden aus ihren Wohnungen verdrängt.

Wir wollen keine Schulen, die jetzt auch noch nach Profitinteressen betrieben werden sollen.

Der angeblich linke, rot-rot-grüne Senat gibt vor, dass er zur Teilprivatisierung wegen der sog.
„Schuldenbremse“ gezwungen wäre. Die Schuldenbremse ist ein Gesetz, das die Bundesregierung
vor Jahren beschlossen hat – angeblich, um Kommunen, Länder und Bund zu zwingen, die Schulden
zu reduzieren und Geld zu sparen.

Dabei könnten die Schulden leicht auch anders abgebaut werden – nämlich durch eine massive
Besteuerung der Reichen, durch eine entschädigungslose Enteignung von Wohnbaugesellschaften
wie der „Deutsche Wohnen“. Die Schulden könnten reduziert werden, indem Geld nicht für
rassistische Grenzkontrollen, Abschiebungen, Aufrüstung und Geheimdienste verbraten wird,
sondern für Schulen, Wohnbau, Gesundheit und Freizeitangebote wie Jugendzentren verwendet
wird.

Doch dazu müssten sich der Senat, müssten sich Linkspartei und SPD mit den Reichen anlegen.
Klar, die RassistInnen der AfD, die NationalistInnen der Union werden ohnedies nichts tun. Sie
vertreten die Politik des Kapitals, sie stehen für Konkurrenz, Profitmacherei, Rassismus und
Aufrüstung. Doch auch die Senatsparteien setzen dem nichts entgegen, sondern akzeptieren die
Vorgaben der Bundesregierung und der Herrschenden, als ob sie gottgewollt wären.
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Dabei sind diese Vorgaben nichts als die Interessen des Kapitals, der großen Unternehmen, von
Banken und Konzernen. In einer Zeit wachsender internationaler Konkurrenz und zunehmender
imperialistischer Interventionen will auch Deutschland ganz vorne mitmischen. Die Politik der
Bundesregierung dient dazu, die Profite des Kapitals zu sichern – sei es durch Interventionen im
Ausland, rassistische Abschottung und Spaltung, sei es durch Sicherung der Profite und Öffnung
neuer Geschäftsfelder wie die 750 Berliner Schulen, die jetzt auch zu Markt getragen werden sollen.

Der Senat will diese kapitalistische Ordnung nicht bekämpfen, sondern nur „besser“ gestalten,
angeblich humaner verwalten. Das ist eine Illusion, eine Lüge. Kapitalismus, Rassismus, Konkurrenz
können nicht wegreformiert werden. Wenn wir andere Schulen, ein anderes Bildungssystem, eine
Welt frei von Rassismus und Kriegsgefahr wollen, dürfen wir nicht an den Kapitalinteressen und den
Vorgaben der Bundesregierung haltmachen. Wir müssen Widerstand dagegen aufbauen.

Es gibt eine Alternative zum gegenwärtigen Schulsystem, aber diese wird nicht von den
Regierungen kommen, sondern die müssen wir selbst erkämpfen: Nein zu jeder Privatisierung, ob im
Ganzen oder nur in Teilen! Stattdessen: massive Investitionen in den Ausbau und die Sanierung der
Schulen – bezahlt aus der Besteuerung der Reichen und Unternehmen. Eine Schule für alle ohne
ständige Selektion, eine Schule ohne Abschiebungen und Rassismus – eine Schule unter Kontrolle
der SchülerInnen, der Beschäftigten und Eltern.

Eine solche Schule wird uns nicht geschenkt, wir müssen sie uns erkämpfen. Lasst uns gemeinsam
mit den Gewerkschaften, mit Initiativen wie dem Schultisch, mit den streikenden Studierenden, mit
alle jenen, heute und morgen in anderen Städten für Bildung und gegen Rassismus auf die Straße
gehen, aktiv zu werden. Gründet Aktionsbündnisse, SchülerInnenkomitees an Euren Schulen!

Der heutige Schulstreik und unsere Demonstration sind ein Anfang. Lasst uns gemeinsam mit allen
anderen von Sozialabbau, Rassismus, Kürzungen, Privatisierungen Betroffenen eine gemeinsame
Bewegung aufbauen!

Streik in der Schule, Uni und Fabrik – das ist unsere Antwort auf ihre Politik!


